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A. Bekanntmachungen der Gemeinden 
 

 

Bekanntmachung der Stadt Aurich zur Bauleitplanung 
Inkrafttreten vom Bebauungsplan Nr. 295/1 (EEZ ) 

 

Der Rat der Stadt Aurich hat am 20.02.2014 in öffentlicher Sitzung die Änderung des Geltungsberei-

ches, die Auslegung des Planentwurfes, sowie den Bebauungsplan Nr.295/1 (EEZ) nach § 10(1) BauGB 
als Satzung beschlossen. Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr.: 295 beinhaltet i. W. eine Verle-

gung von Straßenverkehrs- und Stellplatzflächen. 

Das Plangebiet des Bauungsplanes Nr. 295/1 überdeckt Teilbereiche des Bebauungsplanes Nr. 295. 

Die Festsetzungen werden mit Rechtskraft des B-Planes 295/1 für diese Teilbereiche aufgehoben. 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersichtlich. 

 

 
 

Der Bauleitplan mit der Begründung kann im Rathaus der Stadt Aurich, Fachdienst Bauordung, II. 

Obergeschoss, Bgm. Hippen Platz 1, 26603 Aurich, während der Dienststunden eingesehen werden. 

Auf die Vorschriften des § 44 Absatz 3 und 4 Baugesetzbuch für die fristgemäße Geltendmachung 

etwaiger Entschädigungsansprüche für die in den §§ 39 bis 42 Baugesetzbuch bezeichneten Vermö-
gensnachteile und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. Eine be-

achtliche Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 Baugesetzbuch bezeichneten Verfahrens- 

und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und nach § 

214 Absatz 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges sind gem. § 215 Abs. 1 Nr. 1 und 3 

BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
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gegenüber der Stadt Aurich geltend gemacht worden sind. Dabei ist der Sachverhalt, der die Verlet-

zung oder den Mangel begründen soll, darzulegen.  

 

Mit der Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Aurich und die Stadt Emden am 14.03.2014 

tritt diese Satzung in Kraft. Auf die gleichlautende Bekanntmachung im Aushangkasten des Rathauses 

mit einem Plan über die genaue Abgrenzung des Geltungsbereiches wird hingewiesen. 

 

Aurich, den 25.02.2014 

 
Stadt Aurich 
 
Der Bürgermeister 

Windhorst 

 

 

Inkrafttreten der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. B 6  
der Stadt Wiesmoor – Kaufhaus Behrends 

 

Der Rat der Stadt Wiesmoor hat in seiner öffentlichen Sitzung am 24.02.2014 die 2. Änderung des 

Bebauungsplanes Nr. B 6 gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen. 

 

Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersicht-

lich: 

 
Bebauungsplan B6 2. Änderung der Stadt Wiesmoor 
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Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. B 6 tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (vgl. § 10 Abs. 

3 BauGB). 

 

Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. B 6 kann einschließlich ihrer Begründung gem. § 10 Abs. 3 

BauGB bei der Stadt Wiesmoor, Hauptstr. 193, 26639 Wiesmoor, während der üblichen Dienststun-

den eingesehen werden. Jedermann kann die Bebauungsplanänderung einsehen und über ihren In-

halt Auskunft verlangen. 

 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungs-
ansprüche im Falle der in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 

schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das 

Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren 

gestellt ist, wird hingewiesen. 

 

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Absatz 2a BauGB bezeichneten Verfahrens- 

und Formvorschriften sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB sind 

gemäß § 215 Abs. 1 Nrn. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-

kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Wiesmoor unter Darlegung des die Verletzung be-

gründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 

Der Antrag gemäß § 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende 

Person oder Behörde und Träger sonstiger Belange nur Einwendungen geltend macht, die sie im 

Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB nicht oder verspätet 

geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 

 

Wiesmoor, 10.03.2014 

 

Stadt Wiesmoor 
 
Der Bürgermeister 

Meyer 

 

 

Inkrafttreten der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. C 3  
der Stadt Wiesmoor (Ottermeergelände) 

 

Der Rat der Stadt Wiesmoor hat in seiner öffentlichen Sitzung am 26.08.2013 die 2. Änderung des 

Bebauungsplanes Nr. C 3 gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen. 

 

Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersicht-

lich:  
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2. Änderung des Bebauungsplanes C3 „Ottermeergelände“ der Stadt Wiesmoor 

 

 
 

Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. C 3 tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (vgl. § 10 Abs. 

3 BauGB). 

 
Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. C 3 kann einschließlich ihrer Begründung gem. § 10 Abs. 3 

BauGB bei der Stadt Wiesmoor, Hauptstr. 193, 26639 Wiesmoor, während der üblichen Dienststun-

den eingesehen werden. Jedermann kann die Bebauungsplanänderung einsehen und über ihren In-

halt Auskunft verlangen. 

 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungs-

ansprüche im Falle der in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 

schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das 

Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren 

gestellt ist, wird hingewiesen. 
 

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Absatz 2a BauGB bezeichneten Verfahrens- 

und Formvorschriften sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB sind 

gemäß § 215 Abs. 1 Nrn. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-

kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Wiesmoor unter Darlegung des die Verletzung be-

gründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 

Der Antrag gemäß § 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende 

Person oder Behörde und Träger sonstiger Belange nur Einwendungen geltend macht, die sie im 
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Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB nicht oder verspätet 

geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 

 

Wiesmoor, 10.03.2014 

Stadt Wiesmoor 
 
Der Bürgermeister 

Meyer 

 

 

Inkrafttreten der Außenbereichssatzung „Birkhahnweg“  
nach § 35 Abs. 6 BauGB in der Stadt Wiesmoor 

 

Der Rat der Stadt Wiesmoor hat in seiner öffentlichen Sitzung am 26.08.2013 die Außenbereichssat-
zung „Birkhahnweg“ nach § 35 Abs. 6 Baugesetzbuch (BauGB) gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung 

beschlossen. 

 

Der Geltungsbereich der Außenbereichssatzung ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersicht-

lich:  

 

Aussenbereichssatzung „Birkhahnweg“ der Stadt Wiesmoor 
 

 
 

Die Außenbereichssatzung „Birkhahnweg“ tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (vgl. § 10 Abs. 3 

BauGB). 
 

Die Außenbereichssatzung kann einschließlich ihrer Begründung gem. § 10 Abs. 3 BauGB bei der 

Stadt Wiesmoor, Hauptstr. 193, 26639 Wiesmoor, während der üblichen Dienststunden eingesehen 

werden. Jedermann kann die Außenbereichssatzung einsehen und über ihren Inhalt Auskunft verlan-

gen. 
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Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungs-

ansprüche im Falle der in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 

schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das 

Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren 

gestellt ist, wird hingewiesen. 

 

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvor-

schriften sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB sind gemäß § 215 

Abs. 1 Nrn. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Stadt Wiesmoor unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach-

verhalts geltend gemacht worden sind. 

 

Der Antrag gemäß § 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende 

Person oder Behörde und Träger sonstiger Belange nur Einwendungen geltend macht, die sie im 

Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB nicht oder verspätet 

geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 

 

Wiesmoor, 10.03.2014 

 
Stadt Wiesmoor 
 

Der Bürgermeister 

Meyer 

 

 

Inkrafttreten der Außenbereichssatzung „Rolofswieke II“  
nach § 35 Abs. 6 BauGB in der Stadt Wiesmoor 

 

Der Rat der Stadt Wiesmoor hat in seiner öffentlichen Sitzung am 26.08.2013 die Außenbereichssat-

zung „Rolofswieke II“ nach § 35 Abs. 6 Baugesetzbuch (BauGB) gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung 

beschlossen. 

 

Der Geltungsbereich der Außenbereichssatzung ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersicht-

lich: 
Aussenbereichssatzung Rolofswieke II Übersichtsplan 
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Die Außenbereichssatzung „Rolofswieke II“ tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (vgl. § 10 Abs. 3 

BauGB). 
 
Die Außenbereichssatzung kann einschließlich ihrer Begründung gem. § 10 Abs. 3 BauGB bei der 

Stadt Wiesmoor, Hauptstr. 193, 26639 Wiesmoor, während der üblichen Dienststunden eingesehen 

werden. Jedermann kann die Außenbereichssatzung einsehen und über ihren Inhalt Auskunft verlan-

gen. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungs-

ansprüche im Falle der in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 

schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das 

Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren 

gestellt ist, wird hingewiesen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvor-

schriften sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB sind gemäß § 215 

Abs. 1 Nrn. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung 

schriftlich gegenüber der Stadt Wiesmoor unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach-

verhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Der Antrag gemäß § 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende 

Person oder Behörde und Träger sonstiger Belange nur Einwendungen geltend macht, die sie im 
Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB nicht oder verspätet 

geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Wiesmoor, 10.03.2014 
 
Stadt Wiesmoor 
 
Der Bürgermeister  

Meyer 

 

 

Satzung zur 3. Änderung der Hundesteuersatzung der 
Gemeinde Berumbur vom 23.11.1999 

 

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Gesetzes zur Zusammenfassung und Modernisierung des nieder-

sächsischen Kommunalverfassungsrechts (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) in der zur 

Zeit geltenden Fassung und der §§ 1, 2 und 3 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes 

(NKAG) vom 23.01.2007 (Nds. GVBl. S. 41) in der zur Zeit geltenden Fassung hat der Rat der Gemein-

de Berumbur in seiner Sitzung am 03.03.2014 folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
Der § 3 Abs. 1 erhält folgende Neufassung: 
 

§ 3 Steuermaßstab und Steuersatz 
 
(1) Die Steuer wird nach der Anzahl der gehaltenen Hunde bemessen. Sie beträgt im Kalenderjahr: 

          

 - für den ersten Hund  50,00 € 

 - für den zweiten Hund  80,00 € 

 - für jeden weiteren Hund  108,00 € 
 - für jeden gefährlichen Hund i. S. des § 3a 600,00 € 
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Artikel 2 
 

Der § 3a Abs. 1 erhält folgende Neufassung: 

 

§ 3a Gefährliche Hunde 
 

(1) Gefährliche Hunde sind solche Hunde, bei denen nach ihrer besonderen Veranlagung, Erziehung 

und/oder Charaktereigenschaft die erhöhte Gefahr einer Verletzung von Personen besteht oder von 

denen eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit ausgehen kann. Gefährliche Hunde in diesem Sinne 
sind insbesondere auch diejenigen Hunde, die bereits in der Öffentlichkeit durch eine gesteigerte 

Aggressivität aufgefallen sind, insbesondere Menschen oder Tiere gebissen oder sonst eine über das 

natürliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft, Angriffslust oder Schärfe gezeigt haben, soweit 

die zuständige Behörde die Gefährlichkeit nach § 7 des Niedersächsischen Gesetzes über das Halten 

von Hunden (NHundG) festgestellt hat. Gefährliche Hunde im Sinne dieser Vorschrift sind jedenfalls 

Hunde der Rassen American Staffordshire-Terrier, Staffordshire-Bullterrier, Bullterrier, Pitbull-Terrier 

sowie deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden. 

 

Artikel 3 
 
Der § 4 erhält folgende Neufassung: 

 

§ 4 Steuerfreiheit, Steuerbefreiung 
 

(1) Bei Personen, die sich nicht länger als zwei Monate im Gemeindegebiet aufhalten, ist das Halten 

derjenigen Hunde steuerfrei, die sie bei ihrer Ankunft besitzen und nachweislich in einer anderen 

Gemeinde/Stadt innerhalb der Bundesrepublik Deutschland versteuern oder dort steuerfrei halten. 

 

(2) Steuerbefreiung wird auf Antrag gewährt für das Halten von 

 
1. Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren Unterhaltskos-

ten ganz oder überwiegend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden, 

 

2. Diensthunden nach ihrem Dienstende, 

 

3. Hunden, die aus Gründen des Tierschutzes vorübergehend in Tierasylen oder ähnlichen Einrich-

tungen untergebracht sind, 

 

4. Hunden, die zum Schutz und zur Hilfe Blinder, Tauber oder hilfloser Personen unentbehrlich sind. 

 Die Behinderung ist durch einen Schwerbehindertenausweis nachzuweisen: 
 Merkzeichen „Bl“ für Blinde, „Gl“ für Taube sowie „B“, „aG“ oder „H“ für Hilflose. 

 

(3) Steuerbefreiung (§ 4) oder Steuerermäßigung (§ 5) wird vom ersten Tag des folgenden Kalender-

monats an gewährt, in dem der Antrag der Samtgemeinde Hage zugegangen ist. 

 

(4) Für gefährliche Hunde wird keine Steuerbefreiung gewährt. 

 

Artikel 4 
 

Der § 5 wird um Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 ergänzt: 
 

§ 5 Steuerermäßigung für Hundezüchter (Zwingersteuer) 
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(2) Das Halten selbstgezogener Hunde ist steuerfrei, solange sie sich im Zwinger befinden und nicht 

älter als sechs Monate sind. 

 

(3) Gefährliche Hunde unterliegen nicht den Bestimmungen der Zwingersteuer. 

 

Artikel 5 
 

Der § 6 Abs. 2 erhält folgende Neufassung: 

 
§ 6 Beginn und Ende der Steuerpflicht 

 

(2) Die Steuerpflicht beginnt mit dem Ersten des Folgemonats, in dem der Hund aufgenommen wor-

den ist, jedoch erst mit dem Ersten des Folgemonats, in dem der Hund drei Monate alt geworden ist. 

In den Fällen des § 2 Abs. 2 Satz 2 beginnt die Steuerpflicht mit dem Ersten des Folgemonats, in dem 

der Zeitraum von zwei Monaten überschritten worden ist. Beginnt das Halten eines Hundes oder 

mehrerer Hunde bereits am ersten Tag eines Kalendermonats, so beginnt auch die Steuerpflicht mit 

diesem Tag. 

 

Artikel 6 
 

Der § 9 Abs. 1 erhält folgende Neufassung: 

 

§ 9 Ordnungswidrigkeiten 
 

Die Worte „binnen einer Woche“ werden durch das Wort „fristgerecht“ ersetzt. 

 

Artikel 7 
 

Diese Änderungssatzung tritt zum 01.01.2015 in Kraft. 
 

Berumbur, den 03.03.2014 

 

Gemeinde Berumbur 
 
Der Gemeindedirektor 

Trännapp 

 

 

Haushaltssatzung der Gemeinde Dornum für das Haushaltsjahr 2014 
 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der 

Gemeinde Dornum in seiner Sitzung am 17. Dezember 2013 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 

 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014 wird 

 

1. im Ergebnishaushalt 

 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  

 

1.1 der ordentlichen Erträge auf  7.840.800,00 € 

1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf  9.082.500,00 € 
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1.3 der außerordentlichen Erträge auf  0,00 € 

1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf  0,00 € 

 

2. im Finanzhaushalt 

 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

 

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  6.910.600,00 € 

2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  8.063.400,00 € 

 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit  818.700,00 € 

2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit  1.765.900,00 € 

 

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  1.432.800,00 € 

2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit  713.200,00 € 

 

festgesetzt. 

 

Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

 - der Einzahlungen des Finanzhaushaltes  9.162.100,00 € 
 - der Auszahlungen des Finanzhaushaltes  10.542.500,00 € 

 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförde-

rungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 1.432.800,00 € festgesetzt. 

 

§ 3 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 120.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Der Höchstbetrag, bis zum dem im Haushaltsjahr 2014 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung 

von Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 5.000.000,00 € festgesetzt. 

 

§ 5 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2014 wie folgt festge-

setzt: 
 

1. Grundsteuer 

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A)  370 v.H. 

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B)  370 v.H. 

 

2. Gewerbesteuer  380 v.H. 

 

Dornum, den 17. Dezember 2013 

 

Gemeinde Dornum 
 
Der Bürgermeister 

Hook 
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Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2014 wird hiermit öffentlich bekannt ge-

macht. 

 

Die gemäß §§ 119 Abs. 4, 120 Abs. 2 und 122 Abs. 2 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 

(NKomVG) erforderlichen Genehmigungen sind durch den Landkreis Aurich am 14. März 2014, Az. 

I/10 150 20 1, erteilt worden. 

 

Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 17.03.2014 bis zum 25.03.2014 zur 

Einsichtnahme im Rathaus der Gemeinde Dornum, Zimmer 10, öffentlich aus. 
 

Dornum, 5. März 2014 

 

Gemeinde Dornum 
 

Bürgermeister 

Hook 

 

 

Inkrafttreten 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

Nr. 2.15 „Gewerbliche Bauflächen Am ZOB-Südermoorland“ 
mit Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 2.6 und Aufhebung der 3. Änderung des Bebauungs-

planes Nr. 2.6 der Gemeinde Großefehn, OT Aurich-Oldendorf 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Großefehn hat am 12.12.13 in öffentlicher Sitzung den 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 2.15 mit Teilaufhebung des Bebauungsplanes Nr. 2.6 und 

Aufhebung der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 2.6 nach §10 Abs. 1 BauGB als Satzung be-

schlossen. 

 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 2.15 ist aus dem nachstehenden 

Übersichtsplan ersichtlich: 

 

 

 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (Vgl. § 10 Abs. 3 

BauGB). 
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Der vorhabenbezogene Bebauungsplan kann einschließlich seiner Begründung bei der Gemeinde 

Großefehn, Kanalstraße Süd 54 26629 Großefehn während der üblichen Dienststunden eingesehen 

werden. Jedermann kann den vorhabenbezogenen Bebauungsplan einsehen und über seinen Inhalt 

Auskunft verlangen. 

 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungs-

ansprüche im Falle der in den §§ 39-42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 

schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das 

Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren 
gestellt ist, wird hingewiesen. 

 

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvor-

schriften sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß § 

215 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-

chung dieses vorhabenbezogenen Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der Gemeinde Großefehn 

unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 

Der Antrag gem. § 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende 

Person oder Behörde und Träger sonstiger Belange nur Einwendungen geltend macht, die sie im 
Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB nicht oder verspätet 

geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 

 

Großefehn, den 06.03.2014 

 

Gemeinde Großefehn 
 
Der Bürgermeister 

Meinen 

 

 

Inkrafttreten 
des Bebauungsplanes Nr. 12.2 „Leinerstift“ 

der Gemeinde Großefehn, OT Ulbargen 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Großefehn hat am 12.12.13 in öffentlicher Sitzung den Be-

bauungsplan Nr. 12.2 mit örtlichen Bauvorschriften nach §10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 12.2 ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan er-

sichtlich: 
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Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (Vgl. § 10 Abs. 3 BauGB). 

 

Der Bebauungsplan kann einschließlich seiner Begründung, den örtlichen Bauvorschriften und dem 

Umweltbericht sowie der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB bei der Gemeinde 

Großefehn, Kanalstraße Süd 54 26629 Großefehn während der üblichen Dienststunden eingesehen 

werden. Jedermann kann den Bebauungsplan einsehen und über seinen Inhalt Auskunft verlangen. 

 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungs-

ansprüche im Falle der in den §§ 39-42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 
schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das 

Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren 

gestellt ist, wird hingewiesen. 

 

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvor-

schriften sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß § 

215 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-

chung dieses Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der Gemeinde Großefehn unter Darlegung des 

die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 
Der Antrag gem. § 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende 

Person oder Behörde und Träger sonstiger Belange nur Einwendungen geltend macht, die sie im 

Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB nicht oder verspätet 

geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 

 

Großefehn, den 06.03.14 

 

Gemeinde Großefehn 
 
Der Bürgermeister 
Meinen 

 

 

Haushaltssatzung 
der Gemeinde Lütetsburg für das Haushaltsjahr 2014 

 

Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der 

Gemeinde Lütetsburg in der Sitzung am 10.02.2014 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 

 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014 wird 

 

1. im Ergebnishaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

 
1.1 der ordentlichen Erträge auf  464.100 Euro 

1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf  464.100 Euro 

 

1.3 der außerordentlichen Erträge auf  0 Euro 

1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf  0 Euro 

 

2. im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

 

2.1 der Einzahlungen auf  444.400 Euro 
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2.2 der Auszahlungen auf  436.700 Euro 

festgesetzt. 

 

Von den Einzahlungen und Auszahlungen entfallen: 

 

2.1.1  auf Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 444.400 Euro 

2.2.1 auf Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit  426.700 Euro 

 

2.1.2 auf Einzahlungen für Investitionen  0 Euro 
2.2.2 auf Auszahlungen für Investitionen  10.000 Euro 

 

2.1.3 auf Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  0 Euro 

2.2.3 auf Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit  0 Euro 

 

§ 2 
 

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen werden nicht veranschlagt. 

 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 

 

 

§ 4 
 

Liquiditätskredite werden nicht beansprucht. 

 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 

 

1. Grundsteuer 

 

 a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A)  360 v. H. 

 b) für Grundstücke (Grundsteuer B)  360 v. H. 

 

2. Gewerbesteuer  380 v. H. 

 

Lütetsburg, den 10.02.2014 
 

Gemeinde Lütetsburg 
 
Der Gemeindedirektor 

Trännapp 

 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2014 wird hiermit öffentlich bekannt ge-

macht. 

 

Eine Genehmigung der Aufsichtsbehörde ist nicht erforderlich. 
 

Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 17.03.2014 bis zum 25.03.2014 zur 

Einsichtnahme im Rathaus der Samtgemeinde Hage, 26524 Hage, Zimmer 8, öffentlich aus. 
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Lütetsburg, 7. März 2014 

 

Gemeinde Lütetsburg 
 
Gemeindedirektor 

Trännapp  

 

 

Bekanntmachung der 
2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9.17 –Schwarzer Weg- 

im OT Victorbur der Gemeinde Südbrookmerland 
 

Der Rat der Gemeinde Südbrookmerland hat in seiner öffentlichen Sitzung am 12. Dezember 2013 

die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9.17 -Schwarzer Weg- im Ortsteil Victorbur mit textlichen 
Festsetzungen und örtlichen Bauvorschriften gemäß § 84 NBauO als Satzung (§ 10 Abs. 1 BauGB) 

sowie die Begründung beschlossen. 

 

Der Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9.17 ist aus dem nachstehenden 

Übersichtsplan ersichtlich (die 2. Änderung umfasst die gelb dargestellte Fläche): 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9.17 tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (Vgl. § 10 

Abs. 3 BauGB). 

 

Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9.17 liegt mit der dazugehörigen Begründung und Lärm-

schutzgutachten ab sofort im Rathaus der Gemeinde Südbrookmerland, Zimmer 312, Westvictorbu-

rer Str. 2, 26624 Südbrookmerland, während der Dienststunden zu jedermanns Einsichtnahme unbe-
fristet öffentlich aus. Jedermann kann die Bebauungsplanänderung einsehen und über seinen Inhalt 

Auskunft verlangen. 

 

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 2 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB sind gemäß 

§ 215 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Be-

kanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde Südbrookmerland geltend gemacht worden sind. 

Bei der Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, 

darzulegen. 

Bebauungsplan Nr. 9.17 

-2. Änderung- 
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Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungs-

ansprüche im Falle der in den §§ 39-42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 

schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist und des § 44 Abs. 4 BauGB über das 

Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren 

gestellt ist, wird hingewiesen. 

 

Ein Antrag gemäß § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686) zuletzt 

geändert durch Artikel 3 des Gesetzes zur Erleichterung von Planungsvorhaben für die Innenentwick-
lung der Städte vom 21. Dezember 2006 (BGBl. S. 3316) gegen die 2. Änderung des Bebauungsplanes 

Nr. 9.17 im OT Victorbur ist unzulässig, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die 

der Antragsteller im Rahmen der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB oder der Beteiligung 

gem. § 4 Abs. 2 BauGB nicht oder verspätet geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen kön-

nen. 

 

Südbrookmerland, den 10. März 2014 

 

Gemeinde Südbrookmerland 
 
Der Bürgermeister 

Süssen 
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